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(2) Vorbereitung liegt vor, wenn der Täter Voraussetzungen 
oder Bedingungen für die Ausführung der geplanten Straftat 
schafft, ohne mit der Ausführung zu beginnen.

(3) Versuch liegt vor, wenn der Täter mit der vorsätzlichen 
Ausführung der Straftat beginnt, ohne sie zu vollenden.

(4) Vorbereitung und Versuch begründen strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nach demselben Gesetz wie die vollendete 
Straftat. Dabei sind die Beweggründe des Täters, die von ihm 
angestrebten oder für möglich gehaltenen- Folgen, der Grad 
der Verwirklichung der Straftat und die Gründe, aus denen 
sie nicht vollendet wurde, zu berücksichtigen. Die Strafe-kann 
nach den Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilde­
rung herabgesetzt werden.

’ (5) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
ist abzusehen, wenn der Täter freiwillig und endgültig von 
der Vollendung der Tat Abstand nimmt. Das gilt auch, wenn 
im Falle des Versuchs der Täter den Eintritt der Folgen frei­
willig abwendet.

§22
Täter und Teilnehmer

(1) Als Täter ist strafrechtlich verantwortlich, wer eine 
Straftat selbst ausführt oder wer sie durch einen anderen, der 
für diese Tat selbst nicht .verantwortlich ist, ausführen läßt.

(2) Als Teilnehmer an einer Straftat ist strafrechtlich ver­
antwortlich, wer
1. vorsätzlich einen anderen zu der begangenen Straftat 

bestimmt (Anstiftung);
2. gemeinschaftlich mit anderen eine vorsätzliche .Straftat 

ausführt (Mittäterschaft);
3. vorsätzlich einem anderen zu der begangenen Straftat 

Hilfe leistet oder wer dem Täter nach der Tatausführung 
vorher zugesagte Hilfe leistet (Beihilfe).

(3) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit richtet sich nach 
dem Gesetz, das durch die Straftat verletzt wird. Jeder Teil­
nehmer ist unter Berücksichtigung der Schwere der gesamten 
Tat und der Art und Weise des Zusammenwirkens der Betei­
ligten nach dem Umfang und den Auswirkungen seines Tat­
beitrages, seinen Beweggründen sowie danach verantwortlich, 
in welchem Maße er andere Personen zur Teilnahme veran­
laßt hat.

(4) Für Beihilfe kann die Strafe nach den Grundsätzen über 
die außergewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt werden. 
Das gleiche gilt für Mittäterschaft, wenn der Tatbeitrag des 
Teilnehmers im Verhältnis zur Gesamttat gering ist. Bei 
geringer Schuld und unbedeutendem Tatbeitrag kann bei 
einem Teilnehmer von Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit abgesehen werden.

(5) Bestimmt das Gesptz, daß besondere persönliche Um­
stände die strafrechtliche Verantwortlichkeit erhöhen, ver­
mindern oder ausschließen, gilt das nur für den Täter oder 
Teilnehmer, bei dem diese Umstände vorliegen.

3. K a p i t e l

Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

1. A b s c h n i t t  

Allgemeine Bestimmungen

§23
System der Maßnahmen

(1) Als Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit werden angewandt:
— Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaftliches 

Organ der Rechtspflege;

— Strafen ohne Freiheitsentzug;
— Strafen mit Freiheitsentzug.

(2) Sofern es zur Erziehung des Täters oder zum Schutze 
der Gesellschaft erforderlich ist, können Zusatzstrafen ange­
wandt werden, wenn sie in dem verletzten Gesetz ausdrück­
lich angedroht sind oder wenn die im 5. Abschnitt dieses Ka­
pitels geregelten Voraussetzungen für ihre Anwendung vor­
liegen.

§24
Wiedergutmachung des Schadens

Bei Straftaten, die materielle Schäden zur Folge haben, ist 
darauf hinzuwirken, daß im Strafverfahren Schadenersatz­
ansprüche nach den Bestimmungen des Arbeite-, Agrar- oder 
Zivilrechts geltend gemacht werden, um die erzieherische 
Wirksamkeit des Strafverfahrens zu- erhöhen.

§25
Absehen von Maßnahmen der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit

(1) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit ist abzusehen, wenn

1. die Straftat infolge der Entwicklung der sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnisse keine schädlichen Auswirkun­
gen hat;

2. bei Vergehen der Zweck des Strafverfahrens durch eine 
Verurteilung zum Schadenersatz erreicht werden kann;

3. der Täter durch ernsthafte, der Schwere der Straftat ent­
sprechende Anstrengungen zur Beseitigung und Wieder­
gutmachung ihrer schädlichen Auswirkungen oder durch 
andere positive Leistungen beweist, daß er grundlegende 
Schlußfolgerungen für ein verantwortungsbewußtes Ver­
halten gezogen hat, und deshalb zu erwarten ist, daß er 
die sozialistische Gesetzlichkeit einhalten wird.

(2) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit kann abgesehen werden, wenn kein gesellschaftliches In­
teresse an der Bestrafung besteht.

(3) In anderen Fällen kann gesetzlich vorgesehen werden, 
daß von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
abzusehen ist oder abgesehen werden kann.

§26
Maßnahmen zur Verhütung weiterer Straftaten

Die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und Ein­
richtungen, die Vorstände der Genossenschaften und die Lei­
tungen der gesellschaftlichen Organisationen, in deren Ver-. 
antwortungsbereich eine Straftat begangen wurde oder der 
Täter arbeitet, haben in enger Zusammenarbeit mit' den 
Werktätigen, ihren Kollektiven und Organisationen Maßnah­
men zu beraten und durchzuführen, um Ursachen und Bedin­
gungen der Tat zu beseitigen, zur erzieherischen Einwirkung 
auf den Rechtsverletzer beizutragen, die kollektive Erziehung 
zu fördern und damit weitere Straftaten zu verhüten. Die 
Leiter sind für die Erfüllung dieser Verpflichtung gegenüber 
den zuständigen Organen rechenschaftspflichtig.

§27
Fachärztliche Heilbehandlung zur Verhütung 

weiterer Rechtsverletzungen

(1) Ist es zur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen not­
wendig, kann, besonders beim Vorliegen einer verminderten 
Zurechnungsfähigkeit, der Täter durch das Gericht verpflich­
tet werden, sich einer fachärztlichen Behandlung zu unter­
ziehen.


